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Stein und Partner Projektmanagement GmbH 
Hanauer Landstraße 136a, D-60314 Frankfurt am Main 

 
 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
z.H. Herr Steven Livingston 
Sant' Ambrogio-Ring 33 
55276 Oppenheim 

 

 
Sehr geehrter Herr Livingston, 
sehr geehrte Frau Wagner, 
 
mit Bezug auf die durch die Ortsbürgermeisterin an die Verbandsgemeinde Rhein Selz übermittelten 
Fragen nehmen wir hierzu wie folgt Stellung. Die in der Bewertungsmatrix bereits untersuchten und 
Ihnen zur Verfügung gestellten Themenpunkte werden nachfolgend nochmals zusammengefasst 
dargestellt. 
 
In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass ein wesentlicher Teil der Fragestellungen pla-
nungsbezogene Inhalte betrifft. Diese können erst im Zuge und nach Beauftragung der jeweiligen 
Fachplanungsbeteiligten unter Einbindung der erforderlichen Fachexpertise sowie auf Grundlage 
von Kostenschätzungen und Kostenberechnungen abschließend bewertet und beantwortet werden. 
 
Darüber hinaus betreffen einzelne Fragestellungen Zuständigkeiten der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz und liegen somit außerhalb des Verantwortungsbereiches der Projektsteuerung. 
 
 
Entwässerung – Oberflächenentwässerung 
Im Zuge der Bewertung des Standortes 01 wurden die entwässerungstechnischen Rahmenbedingun-
gen auf Grundlage der vorliegenden Machbarkeitsstudie sowie einer ergänzenden Kosteneinord-
nung vertieft betrachtet und bewertet. 
 
Zur Regenwasserentwässerung ist festzustellen, dass gemäß Machbarkeitsstudie eine Ableitung des 
anfallenden Oberflächenwassers im Freispiegelgefälle in den nördlich gelegenen Weiterswiesengra-
ben technisch grundsätzlich möglich ist. Die hierfür erforderliche Trassenführung weist eine Länge 
von ca. 400 m bis 480 m auf und erfolgt überwiegend entlang bestehender Wegeachsen. Ergänzend 
ist im Bereich der Querung vorhandener Wege ein Durchlassbauwerk herzustellen. 
 
Auf Grundlage der vorliegenden Kostenermittlung ergibt sich für die Herstellung der leitungsgebun-
denen Regenwasserentwässerung einschließlich erforderlicher Erdarbeiten, Wegeertüchtigungen 
sowie des Einleitungsbauwerkes eine Kostenordnung von ca. 300.000 € bis 500.000 €. Die Kosten 
resultieren im Wesentlichen aus der Trassenlänge sowie der erforderlichen Befestigung bislang un-
zureichend ausgebauter Wirtschaftswege. Es handelt sich hierbei um typische Erschließungskosten 
im kommunalen Tiefbau, die im Rahmen vergleichbarer Infrastrukturmaßnahmen regelmäßig auf-
treten. 
 
Hinsichtlich der Grundstücksverfügbarkeit ist festzuhalten, dass die bevorzugte Trassenführung ent-
lang bestehender öffentlicher Wege erfolgt. Ein zusätzlicher Grunderwerb ist daher nicht zwingend 
erforderlich. Lediglich bei alternativen Trassenvarianten oder fehlenden Leitungsrechten kann ein 
zusätzlicher Flächenbedarf entstehen. Die Klärung entsprechender Grundstücksfragen obliegt dem 
Vorhabenträger im Rahmen der weiteren Planung. 
 

GRS - Neubau 2-zügigen Grundschule mit Erweiterungsmöglichkeit in der VG Rhein-Selz 
Stellungnahme der Projektsteuerung – Fragestellungen Ortsbürgermeisterin der Ortsge-
meinde Dalheim vom 19.03.2026  
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Das erforderliche Durchlassbauwerk zur Unterquerung des Rad- und Wirtschaftsweges stellt eine 
übliche technische Standardlösung dar. Die hierfür anzusetzenden Kosten liegen erfahrungsgemäß 
im Bereich von ca. 30.000 € bis 60.000 € und sind Bestandteil der regulären Entwässerungsplanung. 
 
Zur Frage der Reinigung und Instandhaltung der Entwässerungsanlagen ist festzustellen, dass die 
geplante Regenwasserleitung entsprechend den fachlichen Anforderungen innerhalb öffentlicher 
und zugänglicher Trassen geführt wird, um eine ordnungsgemäße Wartung sicherzustellen. Nach In-
betriebnahme und entsprechender Widmung ist die Unterhaltung der Anlage grundsätzlich dem zu-
ständigen Aufgabenträger der Abwasserbeseitigung zuzuordnen, in der Regel dem zuständigen 
Zweckverband oder der Kommune. Die hierfür anzusetzenden laufenden Unterhaltungskosten be-
wegen sich erfahrungsgemäß in einer Größenordnung von ca. 500 € bis 2.500 € pro Jahr und sind als 
üblich und wirtschaftlich vertretbar einzuordnen. 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Regenwasserentwässerung des Standortes 01 technisch 
eindeutig umsetzbar ist und keine außergewöhnlichen oder risikobehafteten Sonderlösungen erfor-
dert. Die damit verbundenen Investitionskosten sind transparent ermittelt und entsprechen den üb-
lichen Rahmenbedingungen vergleichbarer kommunaler Erschließungsmaßnahmen. Die betriebli-
chen Folgekosten sind gering und stehen in zu den regelmäßig anfallenden Aufwendungen. 
 
Eine negative Beeinflussung der Standortbewertung ergibt sich aus den dargestellten Sachverhalten 
nicht, da die entwässerungstechnische Erschließung im Rahmen der Bewertungsmatrix bereits sach-
gerecht berücksichtigt und bewertet wurde. 
 
Abwasser 
Im Zuge der weiteren fachlichen Auseinandersetzung mit den entwässerungstechnischen Fragestel-
lungen zum Standort 01 wurden die nachfolgenden Punkte auf Grundlage der vorliegenden Mach-
barkeitsstudie sowie der ergänzenden Kosteneinordnung geprüft und bewertet. 
 
Dimensionierung, Auslegung sowie Betrieb der Schmutzwasserpumpstation 
Die Machbarkeitsstudie stellt eindeutig fest, dass die Schmutzwasserentsorgung für den Standort 01 
ausschließlich über eine Druckleitung in Verbindung mit einer Pumpstation erfolgen kann. Eine kon-
krete Dimensionierung oder Auslegung der Pumpstation hinsichtlich der Schulgröße ist in den vor-
liegenden Unterlagen nicht enthalten. 
 
Fachlich ist hierzu festzuhalten, dass die Auslegung einer Pumpstation grundsätzlich auf den geplan-
ten Endausbauzustand der Nutzung abzustellen ist. Vor dem Hintergrund der vorgesehenen Schul-
entwicklung mit Erweiterungsmöglichkeit ist davon auszugehen, dass eine entsprechende Auslegung 
im Rahmen der weiteren Planung auf die maximale Nutzungskapazität erfolgen wird. Eine nachträg-
liche Anpassung infolge einer unzureichenden Erstbemessung ist aus fachlicher Sicht nicht zielfüh-
rend und wird im Regelfall durch eine vorausschauende Dimensionierung vermieden. 
 
Die konkrete Größe, technische Auslegung sowie Leistungsparameter der Pumpstation sind Bestand-
teil der weiterführenden Fachplanung und durch die zuständigen Fachplanungsbeteiligten im Rah-
men der Entwurfs- und Ausführungsplanung festzulegen. 
 
Die Investitionskosten für die Pumpstation einschließlich zugehöriger Druckleitung wurden bereits 
mit ca. 100.000 € bis 200.000 € überschlägig eingeordnet. Für den laufenden Betrieb sind jährliche 
Kosten für Wartung, Instandhaltung und Energie in einer Größenordnung von ca. 6.000 € bis 16.500 
€ zu berücksichtigen. Ergänzend sind Ersatzinvestitionen für wesentliche Anlagenteile im Lebenszyk-
lus anzusetzen. 
 
Die Zuständigkeit für Betrieb und Unterhaltung ist im weiteren Projektverlauf zwischen Vorhaben-
träger und zuständigem Entwässerungsträger zu klären und vertraglich zu regeln. 
 
Leistungsfähigkeit des Hauptkanals in Richtung Ortsmitte 
Die vorliegenden Unterlagen enthalten keine quantifizierte hydraulische Leistungsangabe zur Auf-
nahmekapazität des bestehenden Hauptkanals in Richtung Ortsmitte. 
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Die Machbarkeitsstudie stellt vielmehr heraus, dass für den Standort 01 aufgrund der topographi-
schen Randbedingungen kein Freispiegelanschluss an das bestehende Kanalnetz möglich ist und da-
her eine Druckentwässerung vorgesehen wird. Eine weitergehende hydraulische Bewertung des 
nachgeschalteten Kanalnetzes ist nicht Bestandteil der vorliegenden Untersuchung. 
 
Die Frage zur konkreten Aufnahmefähigkeit des Hauptkanals sowie zur zusätzlichen hydraulischen 
Belastung ist daher nicht Gegenstand der vorliegenden Machbarkeitsstudie und kann auf dieser Pla-
nungsebene nicht abschließend bewertet werden. 
 
Fachlich ist hierzu festzuhalten, dass eine belastbare Beurteilung der hydraulischen Leistungsfähig-
keit des Kanalnetzes ausschließlich im Rahmen einer gesonderten wasserwirtschaftlichen Berech-
nung erfolgen kann. Diese ist Bestandteil der weiterführenden Fachplanung und durch die zuständi-
gen Fachplanungsbeteiligten unter Einbeziehung des Netzbetreibers zu erbringen. 
 
Die in der Studie dargestellten Hinweise zur Sturzflutgefährdung beziehen sich auf oberflächliche 
Abflussprozesse bei Starkregenereignissen und lassen keine unmittelbaren Rückschlüsse auf die hyd-
raulische Leistungsfähigkeit des bestehenden Kanalnetzes zu. 
 
Zugrunde gelegte Personenzahlen 
Die Machbarkeitsstudie weist für die Bemessung der Grundschule unterschiedliche Ausbaugrößen 
aus. 
 
Für eine kleinere Ausbaustufe wird von 8 Klassen mit jeweils maximal 24 Schülern ausgegangen, was 
einer Schülerzahl von 192 entspricht. Für eine größere Ausbaustufe werden 12 Klassen mit jeweils 
maximal 24 Schülern angesetzt, was einer Schülerzahl von 288 entspricht. 
 
Ergänzend wird in der Studie für die Bemessung der Ver- und Entsorgungsanlagen eine Gesamtan-
zahl von ca. 200 Personen bei der kleineren sowie ca. 300 Personen bei der größeren Variante zu-
grunde gelegt. Diese Werte beinhalten neben den Schülern auch das Lehrpersonal. 
 
Darüber hinaus ist im Rahmen der Projektentwicklung eine Erweiterungsoption für den Standort 
vorgesehen. Bei einer möglichen Erweiterung auf eine vierzügige Schule ist fachlich von 16 Klassen 
mit jeweils maximal 24 Schülern auszugehen. Dies entspricht einer Schülerzahl von bis zu 384. 
 
Unter Berücksichtigung des Lehrpersonals sowie weiterer Nutzer ist in diesem Fall für die technische 
Auslegung der Ver- und Entsorgungsinfrastruktur von einer Gesamtbelegung in einer Größenord-
nung von ca. 410 bis 430 Personen auszugehen. 
 
• Schüler: ca. 384 
• Lehrkräfte: ca. 20 bis 24 
• sonstiges Personal: ca. 10 bis 20 
•  Gesamt: ca. 414 bis 428 Personen 
 
Fachlich ist festzuhalten, dass für die Dimensionierung der technischen Infrastruktur nicht allein die 
Schülerzahl maßgeblich ist, sondern die Gesamtbelegung der Einrichtung. Die dargestellten Größen-
ordnungen bilden eine plausible und belastbare Grundlage für die weiterführende Fachplanung. Die 
konkrete Bemessung ist im Rahmen der weiteren Fachplanung durch die zuständigen Fachplanungs-
beteiligten festzulegen. 
 
Löschwasser 
Im Zuge der Bewertung der Ver- und entsorgungstechnischen Rahmenbedingungen wurde auch die 
Bereitstellung von Löschwasser für den Standort 01 auf Grundlage der vorliegenden Machbarkeits-
studie geprüft und fachlich eingeordnet. 
 
Die Machbarkeitsstudie stellt hierzu eindeutig fest, dass die vorhandene Trinkwasserinfrastruktur 
voraussichtlich nicht ausreichend dimensioniert ist, um die erforderliche Löschwassermenge voll-
ständig bereitzustellen. Vor diesem Hintergrund sind zusätzliche technische Maßnahmen zur Sicher-
stellung der Löschwasserversorgung erforderlich, beispielsweise in Form von Löschwassertanks. 
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Eine konkrete Kostenermittlung für entsprechende Löschwasseranlagen ist nicht Bestandteil der vor-
liegenden Kostenschätzung. Die bisherige Kosteneinordnung fokussiert sich auf die entwässerungs-
technischen Maßnahmen und enthält keine gesonderte monetäre Bewertung der Löschwasserver-
sorgung. 
 
Der Sachverhalt wurde im Rahmen der Standortbewertung jedoch erkannt, fachlich eingeordnet und 
in der Bewertungssystematik berücksichtigt. Es handelt sich somit nicht um einen unbeachteten 
oder zusätzlichen Risikofaktor, sondern um eine bekannte und grundsätzlich lösbare technische Rah-
menbedingung. 
 
Die konkrete Auslegung, Dimensionierung sowie die daraus resultierende Kostenermittlung der 
Löschwasserversorgung sind Bestandteil der weiterführenden Fachplanung und im Rahmen der 
Brandschutzplanung durch die zuständigen Fachplanungsbeteiligten festzulegen und mit den zustän-
digen Behörden abzustimmen. 
 
Auf Grundlage vergleichbarer Maßnahmen im kommunalen Hoch- und Tiefbau kann für die Errich-
tung einer Löschwasserbevorratung eine überschlägige Kostenordnung angesetzt werden. Für einen 
Löschwassertank mit einem Volumen von ca. 100 bis 200 m³ ist von Investitionskosten in einer Grö-
ßenordnung von ca. 50.000 € bis 150.000 € auszugehen. Hinzu kommen projektspezifisch Kosten für 
Erdarbeiten, die Leitungsanbindung sowie gegebenenfalls erforderliche technische Ausstattungen. 
 
Die laufenden Betriebs- und Unterhaltungskosten sind im Vergleich zu anderen technischen Anlagen 
als gering einzustufen. Diese umfassen insbesondere regelmäßige Prüfungen sowie Wartungsleis-
tungen und bewegen sich erfahrungsgemäß in einer Größenordnung von unter 1.000 € bis 3.000 € 
pro Jahr. 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die Löschwasserversorgung für den Standort 01 technisch 
sicherzustellen ist, hierfür jedoch keine außergewöhnlichen oder unüblichen Maßnahmen erforder-
lich sind. Die damit verbundenen Investitions- und Betriebskosten sind im Rahmen vergleichbarer 
Infrastrukturmaßnahmen als üblich einzuordnen und wurden in der Bewertung der Standorte sach-
gerecht berücksichtigt. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
i.A. Firat Üves 
 
Stein und Partner Projektmanagement GmbH 
 
 
Anlage: 
• 260319_Unklarheiten zum Grundschulneubau in Dalheim (Fragestellungen der Ortsbürgermeiste-

rin) 


